
zu jenen Feldern der Politik, die die Bürgerinnen und Bürger di­
rekt betreffen und denen sie demzufolge auch besondere Auf­
merksamkeit widmen, nicht nur vor Wahlen. Der Dynamik in 
diesem Ressort sind jedoch Grenzen gesetzt, weil nur das zur 
Verteilung anstehen kann, was vorher erarbeitet wurde. Und 
wenn Frau Deneke hier ihren Forderungskatalog aufmacht und 
in Wirklichkeit viele Dinge unterschlägt, die künftig für Frauen, 
Familie und Kinder zur Verfügung stehen, denn in der Gesamt­
summe aller Leistungen wird künftig mehr Geld ausgegeben in 
diesem Bereich als bisher, dann ist das auch ein Teü der Wahr­
heit, der einmal gesagt werden muß.

(Beifall)

(Zuruf Dr. Modrow, PDS: Herr Kollege, vergessen Sie unser 
mecklenburgisches Sprichwort nicht...)

Herr Modrow! Sie hatten Gelegenheit, Sozialpolitik zu ma­
chen, ich komme noch darauf zurück.

(Unruhe im Saal)

In der Bewertung des mit Vollendung der deutschen Einheit 
erreichten Standes können wir davon ausgehen, daß wir auf 
dem richtigen Wege sind, über die Sozialunion hinaus gleich­
wertige Lebensbedingungen in deutschen Ländern in den 
nächsten 3-7 Jahren zu erreichen. Daran können auch Mies­
macher und Nörgler nichts ändern, die die in den vergange­
nen 40 Jahren vorgenommene Lohnumverteilung von der er­
sten in die zweite Lohntüte als Sozialpolitik und sozialistische 
Errungenschaft verkauft haben. Wissen wir doch, daß die Ziel­
gruppe sozialistischer Wohlstandspolitik die Prediger selbst 
waren.

(Beifall bei der F.D.P.)

Aber die zusammenbrechende sozialistische Murkswirtschaft 
hätte wohl selbst diese nicht mehr lange möglich gemacht.

Und an die Adresse der SPD muß ich natürlich sagen: Es war 
mir von vornherein klar, alles Gute, was im Einigungsvertrag 
stehen wird, hat die SPD dort hineingebracht.

(Beifall bei der SPD)

Das habe ich nicht anders erwartet. Aber bevor Sie für diesen 
Werbefilm den „Oscar“ kriegen, glaube ich,

(Beifall bei der F.D.P.)

wird noch viel Wasser die Saar herunterfließen.

Daß die PDS in der Lage gewesen wäre bzw. die SED, einen 
weit besseren Vertrag auszuhandeln, war mir auch von vornher­
ein klar. Sie hätte nur schon am 7. Oktober 1949 mit den Verhand­
lungen beginnen müssen.

(Beifall bei der F.D.P. - Zurufe)

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich einige Punkte aus 
dieser Sozialvereinbarung herausgreifen. 2,3 Millionen Rentner 
in der DDR erhalten seit dem 1. Juli eine Erhöhung ihrer Bezüge. 
Die dynamische Rentenanpassung, und in dieser Frage bleibt 
die F.D.P. bei ihrer Forderung, eine erste Anpassung spätestens 
zum 1.1. 1991, besser zum 1.12. 1990, vorzunehmen, wird eine 
kontinuierliche Rentenanpassung in Abhängigkeit von der Ent­
wicklung der Nettolöhne sichern.

In diesem Zusammenhang muß vermerkt werden, daß inzwi­
schen ca. 5,6 Millionen Arbeitnehmer in der DDR um ca. 200 - 
350 DM erhöhte Löhne erhalten. Die angestrebte Angleichung 
an das Rentenniveau der Bundesrepublik ist mit einstelligen Er­
höhungssätzen und ohne Dynamisierung des Sozialzuschlages 
nicht zu erreichen.

Der Bundesarbeitsminister bleibt aufgefordert, ähnlich wie er 
es bisher für seine Bürger auch getan hat, Termine und Eckda­

ten auf den Tisch zu legen. Die am 1.1.1991 in den ostdeutschen 
Ländern wirksam werdende Kriegsopferrente ist ein wichtiger 
Schritt in die richtige Richtung.

Das soziale Netz in unseren in Bildung befindlichen neuen 
Ländern hat sich verdichtet und ist sicherer geworden. Die ver­
abschiedeten Gesetzesinitiativen reichen vom Arbeitsförde­
rungsgesetz über die Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, bis hin 
zum neu einzuführenden Altersübergangsgeld, reichen von Vor- 
ruhestandsregelungen bis zur Entgeltfortzahlung im Krank­
heitsfall, bis hin zur am 1.1. 1991 wirksam werdenden Zahlung 
von Erziehungsgeld.

Verbesserungen sind nach Ansicht der F.D.P. in der Familien­
politik erforderlich - das betrifft insbesondere kinderreiche Fa­
milien und Alleinerziehende mit Kindern -, obwohl sich die zur 
Verfügung stehenden Mittel für den Bereich insgesamt um 
ca. 30% erhöhen. Fünf Tage bezahlte Freistellung bei Erkran­
kung eines Kindes sind insbesondere für alleinerziehende Müt­
ter und Väter knapp bemessen. Die Kinderbetreuung ist in den 
östlichen Bundesländern auf bedarfsgerechtem Niveau zu erhal­
ten und sollte in den westlichen Bundesländern auf das bedarfs­
gerechte Niveau angehoben werden.

Förderung von Kind und Familie leitet direkt über zur Proble­
matik des Schwangerschaftsabbruchs. Die F.D.P.-Fraktion in 
der Volkskammer bat zweifelsohne ihren Beitrag zum Zustande­
kommen einer akzeptablen Übergangslösung im Einigungsver­
trag geleistet. Die F.D.P. wird auch im neuen, gesamtdeutschen 
Parlament ihren Beitrag zur Schaffung einer neuen, liberalen 
gesetzlichen Grundlage leisten, die dem moralisch-ethischen 
Befinden unserer Bevölkerung entspricht.

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir noch einige Wor­
te zum Gesundheitswesen. Die in dieser Kammer verabschiede­
ten Gesetze bieten im Zusammenhang mit vorgesehenen zusätz­
lichen Mitteln aus dem Topf des Bundesfinanzministers die 
Möglichkeit zur Sanierung unserer Einrichtungen in baulicher 
Hinsicht und bezüglich der medizintechnischen Ausstattung.

Unruhe gab es und gibt es insbesondere im ambulanten Be­
reich. Hier wären rechtzeitige Festlegungen über den Über­
gangszeitraum für Polikliniken und das Betriebsgesundheitswe­
sen, jetzt im Einigungsvertrag bis zum 31.12. 1995 verankert, 
hilfreich gewesen. Und Herrn Staatssekretär Schmidt muß ich 
sagen: Die Verunsicherung ist nicht entstanden, daß die Ärzte 
das Ministerium verunsichert haben, sondern das Ministerium 
hat die Arzte verunsichert.

(Beifall bei der PDS)

Kritikwürdig bleiben aber die finanziellen Rahmenbedingun­
gen für Ärzte und Zahnärzte in eigener Niederlassung für Apo­
theker, die eine ehemals staatliche Apotheke übernehmen möch­
ten. Und da sind wir sicherlich sehr gespannt auf das, was Herr 
Schmidt uns nachher ankündigen wird. Ich glaube, er ist wohl 
der einzige, der die bisherige Verlautbarung so gelesen hat, daß 
es nur für private Leistungen zutrifft, daß dort erhebliche Ein­
kommenseinschränkungen vorzunehmen sind. Ich habe noch 
keinen anderen getroffen, der das auch gesagt hat.

Die Mitarbeiter des Gesundheitswesens möchten nicht stän­
dig Patienten zweiter Klasse vor sich sehen, sie möchten aber 
auch nicht ständig als Schwestern und Ärzte zweiter Klasse ent­
lohnt werden.

Meine Damen und Herren, vor uns liegt noch ein schwieriger, 
steiniger Weg. Wir brauchen eine neue Aufbruchstimmung. 
Packen wir gemeinsam und eigenverantwortlich an! - Ich danke 
Ihnen.

(Beifall, vor allem bei der F.D.P.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Ul lmann:

Erlauben Sie eine Zwischenfrage?


